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Bekanntmachung 
zu § 7 Korruptionsbekämpfungsgesetz 

 
Gemäß § 7 des Gesetzes zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung (Korruptionsbekämpfungsgesetz – 
KorruptionsbG) vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. 2005 S.8), in Kraft getreten am 1. März 2005 in der 
zurzeit geltenden Fassung geben die Mitglieder des Rates der Kreis- und Hochschulstadt Meschede, die 
sachkundigen Bürgerinnen und Bürger sowie die Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher gegenüber dem 
Bürgermeister der Kreis- und Hochschulstadt Meschede schriftlich oder elektronisch Auskunft über 
 
1. den ausgeübten Beruf und Beraterverträge, 
 
2. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 

5 des Aktiengesetzes, 
 
3. die Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten Aufgabenbereichen in öffentlich-rechtlicher 

oder privatrechtlicher Form der in § 1 Abs.1 und Absatz 2 des Landesorganisationsgesetzes 
genannten Behörden und Einrichtungen, 

 
4. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher Unternehmen, 
 
5. die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren Gremien. 
 
Die Auskünfte sind in geeigneter Form jährlich zu veröffentlichen. 
 
Die Auskünfte stehen zur Einsichtnahme zur Verfügung. Die Einsichtnahme kann während der allgemeinen 
Dienstzeiten der Kreis- und Hochschulstadt Meschede im Rathaus, Franz-Stahlmecke-Platz 2, 59872 
Meschede, im Ratsbüro, 1. Obergeschoss, Zimmer 101 erfolgen. 
 
Die Einsichtnahme bedarf keines Antrags und keiner Begründung. 
 
Die Gewähr für die Richtigkeit der Angaben und deren Aktualisierung liegt ausschließlich bei den 
Meldepflichtigen.  
 
Meschede, 28.07.2025 
 
Kreis und Hochschulstadt Meschede 
Der Bürgermeister 
 
 
Christoph Weber  
_____________________________________________________________________________________ 
 

Bekanntmachung 
zur Wiederholung der Veröffentlichung im Internet und zur öffentlichen Auslegung zum 

Bebauungsplan Nr. 182 „Feuerwehrgerätehaus Berge-Visbeck“  
 

Der Rat der Kreis- und Hochschulstadt Meschede hat in seiner Sitzung am 22.05.2025 den Beschluss zur 
Veröffentlichung im Internet und zur öffentlichen Auslegung für den Bebauungsplan Nr. 182 
„Feuerwehrgerätehaus Berge-Visbeck“ gefasst. Dem Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung 
wurde zugestimmt. Die Beteiligung fand im Zeitraum vom 30.06.2025 bis zum 29.07.2025 einschließlich 
statt. Aufgrund eines Verfahrensfehlers muss die Beteiligung wiederholt werden. 
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Der Geltungsbereich ist wie folgt abgegrenzt: 

 
 
Im Geltungsbereich befinden sich folgende Flurstücke der Gemarkung Berge, Flur 24: 173 tlw. und 172 tlw. 
Die Größe des Geltungsbereiches des Bebauungsplans beträgt ca. 4.300 m². 
Zielsetzung der Bauleitplanung: 
Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 182 „Feuerwehrgerätehaus Berge-Visbeck“ hat zum Ziel, den 
Neubau eines Feuerwehrgerätehauses zu ermöglichen. Zu diesem Zweck muss im Parallelverfahren auch 
der Flächennutzungsplan in seiner 109. Änderung überarbeitet werden.  
Planinhalt ist im Wesentlichen: 

 Festsetzung der Art der baulichen Nutzung als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 
Feuerwehr 

 Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung über die Höhe baulicher Anlagen (OK) als 
Höchstmaß mit 286,00 m ü. NHN und einem Vollgeschoss   

 Festsetzung einer Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ 
 Festsetzung einer Stellplatzfläche mit ihren Einfahrten 
 Festsetzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

 
Damit sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung unterrichten kann und um der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, wird der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 182 „Feuerwehrgerätehaus Berge-Visbeck“ mit der 
zugehörigen Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit von 

Donnerstag, dem 31.07.2025 bis 
Montag, dem 01.09.2025 einschließlich 

im Internet veröffentlicht. 
 
Die veröffentlichten Unterlagen sind im Internetangebot der Kreis- und Hochschulstadt Meschede unter 
folgender Adresse abrufbar: www.meschede.de/bauleitplanverfahren/laufende-verfahren 
 
Die Unterlagen sind auch über das zentrale Beteiligungsportal des Landes NRW zugänglich: 
www.beteiligung.nrw.de/portal/meschede/startseite 
 
Zusätzlich zu der Veröffentlichung im Internet werden die Unterlagen beim Bürgermeister der Kreis- und 
Hochschulstadt Meschede, Fachbereich Planung und Bauordnung, Technisches Rathaus, Sophienweg 3, 
59872 Meschede (Erdgeschoss) öffentlich ausgelegt und können in den Dienststunden 
 

montags, dienstags und freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
donnerstags von 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

 
von jedermann eingesehen werden. 



 

- 91 - 
 

Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen abgeben werden. Stellungnahmen 
sollen elektronisch an beteiligung@meschede.de übermittelt werden, können bei Bedarf aber auch auf 
anderem Weg abgegeben werden (z.B. Postweg, mündlich zur Niederschrift). Nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.  
 
Gem. § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass folgende umweltbezogenen Informationen 
zum Bebauungsplan Nr. 182 „Feuerwehrgerätehaus Berge-Visbeck“ verfügbar sind: 
 

Fachbeitrag Primäres Schutzgut Inhalt 
Begründung  Belange des Natur-, Umwelt- 

und Landschaftsschutzes. 
Allgemeine und zusammenfassende 
Beschreibung der umweltrelevanten 
Belange aus dem Umweltbericht 
und dem artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag. 
 

Umweltbericht  
(Mestermann 
Landschaftsplanung; Stand Feb 
2025) 

Verschiedene Belange des 
Umweltschutzes. z.B.: 
- Landschafts- und 

Naturschutz 
- Biol. Vielfalt. 
- Schutzgüter: Mensch, 

Tiere, Pflanzen, Fläche, 
Boden, Wasser, Klima 
und Luft, Landschaft 

- Wechselwirkungen 

Erläuterung der möglichen 
Auswirkungen auf die bislang 
ermittelten und bewerteten 
Umweltbelange unter 
Berücksichtigung einer Nullvariante 
und alternativen 
Planungsmöglichkeiten. 
Naturschutzfachliche 
Eingriffsregelung. Geplante 
Kompensationsregelungen. 

Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag (ASP I) 
(Mestermann 
Landschaftsplanung; Stand Feb 
2025) 

Populationen und einzelne 
Individuen der Flora und 
Fauna im Plangebiet. 

Darstellung, ob und - wenn ja - 
welche artenschutzrechtlichen 
Konflikte im Zusammenhang mit der 
Realisierung des Vorhabens 
entstehen können und ob das 
Vorhaben aus 
artenschutzrechtlicher Sicht als 
zulässig einzustufen ist. Als 
Grundlage der Bewertung des 
Vorhabens wurden Erfassungen der 
für das Vorhaben relevanten 
Artengruppen durchgeführt. 
 
Prüfung über die Vereinbarkeit der 
Planung mit den 
artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbeständen (Tötungs-, 
Zerstörungs-, Störungsverbot) und 
möglicher Ausnahmen nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG 
 
Ergebnis: Die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 182 
„Feuerwehrgerätehaus Berge-
Visbeck“ der Kreis- und 
Hochschulstadt Meschede löst unter 
Berücksichtigung der genannten 
Vermeidungsmaßnahmen keine 
Verbotstatbestände gemäß § 44 
Abs. 1 BNatSchG aus. 
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Immissionsprognose  Mensch  Untersuchung der lärmtechnischen 
Situation auf Grundlage einer 
Immissionsschutzprognose und falls 
erforderlich Schallschutz-
Maßnahmen vorschlagen. 
 
Ergebnis: Auf Grundlage der 
Untersuchung ist festzustellen, dass 
die Grenzwerte unter 
Berücksichtigung der 
Schallschutzmaßnahmen im 
Einsatzfall am Tag eingehalten 
werden. In der Nacht gibt es eine 
Überschreitung der Grenzwerte am 
Erikaweg 2 und an der Visbecker 
Straße 64. Diese Überschreitung 
resultiert aus den Fahrvorgängen 
und dem damit verbundenen 
Maximalpegel des Türenschlagens. 
Hier wird aufgrund der 
Einsatzstatistik auf die Richtwerte 
der seltenen Ereignisse 
zurückgegriffen. In dem Fall sind die 
Richtwerte eingehalten. 
 

 
Folgende wesentliche Stellungnahmen mit Umweltbezug von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange (TöB) aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit vom 06.01.2025 bis 06.02.2025 liegen 
vor: 

Stellungnahmen Primäres Schutzgut Inhalt 
Landwirtschaftskammer vom 
24.01.2025 

Boden  Verlust von landwirtschaftlicher 
Fläche 

 Zuwegung zur 
landwirtschaftlichen Fläche wird 
verbaut 

 Für anfallende 
Kompensationsmaßnahmen sind 
keine landwirtschaftlichen 
Flächen in Anspruch zu nehmen 

 
Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025  
FD 38 Rettungsdienst/Feuer- 
und Katastrophenschutz 

Mensch   Löschwassermenge von 800 
l/min für die Dauer von 2 Std. 
muss zur Verfügung stehen 

 Muss in einem Radius von 300 m 
zur Verfügung stehen 
 

Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025  
FD 42 Immissionsschutz 

Mensch  Es ist zu empfehlen, den neuen 
Gebäudekörper so anzuordnen 
und auszurichten, dass er 
gleichzeitig eine schalltechnische 
Abschirmung zu benachbarten 
Wohngebäuden darstellt. 

Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025  
FD 45 Wasserwirtschaft 

Mensch / Boden  Betroffenheit durch Starkregen 
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Folgende wesentliche Stellungnahmen mit Umweltbezug von privaten Einwendern aus der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit vom 06.01.2025 bis 06.02.2025 liegen vor: 

 
Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Meschede, den 28.07.2025 
Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
Der Bürgermeister 
 
 
Christoph Weber 
_____________________________________________________________________________________ 

 
Bekanntmachung 

zur Wiederholung der Veröffentlichung im Internet und zur öffentlichen Auslegung der 109. 
Änderung des Flächennutzungsplans im Bereich „Bergerhütte“ 

 
Der Rat der Kreis- und Hochschulstadt Meschede hat in seiner Sitzung am 22.05.2025 den Beschluss zur 
Veröffentlichung im Internet und zur öffentlichen Auslegung für die 109. Änderung des Flächennutzungsplans 
im Bereich „Bergerhütte“ gefasst. Dem Entwurf der Flächennutzungsplanänderung und der Begründung 
wurde zugestimmt. Die Beteiligung fand im Zeitraum vom 30.06.2025 bis zum 29.07.2025 einschließlich 
statt. Aufgrund eines Verfahrensfehlers muss die Beteiligung wiederholt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025  
FD 46 Abfallwirtschaft und 
Bodenschutz 

Boden  In dem gesamten Plangebiet liegt 
ein tiefgründiger Sand-
/Schuttboden vor, der hohes 
Biotopentwicklungspotential hat 

Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025 
FD 47 Untere 
Naturschutzbehörde/ Jagd  

Natur und Landschaft  Verbindliche Festsetzung von 
heimischen standortgerechten 
Laubhölzern 

 Bemaßung des Pflanzstreifens in 
der Planzeichnung 

Stellungnahmen Primäres Schutzgut Inhalt 
Einwender 1 vom 01.02.2025 Natur / Boden / Mensch  Verlust von Lebensraum für den 

Rotmilan 
 Erhöhte Gefahr durch 

Starkregenereignisse 
 Erhöhte Lärmbelastung 
 

Einwender 2 vom 03.02.2025 Natur / Boden / Mensch  Verweis auf die 
„Bodenschutzklausel“ des BauGB 

 Verlust von Lebensraum für den 
Rotmilan 

 Erhöhte Gefahr durch 
Starkregenereignisse 

 Erhöhte Bodenversiegelung 
 Erhöhte Sicht- und 

Lichtbehinderungen durch den 
Neubau 
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Der Geltungsbereich ist wie folgt abgegrenzt: 

 
 
Im Geltungsbereich befinden sich folgende Flurstücke der Gemarkung Berge, Flur 24: 
64, 141 tlw., 142 tlw., 172 und 173. 
Die Größe des Geltungsbereiches des Bebauungsplans beträgt ca. 16.200 m². 
Zielsetzung der Bauleitplanung: 
Zum einen sollen die Darstellungen im Flächennutzungsplan im Bereich Bergerhütte an die Realnutzungen 
angepasst werden. So wird der überwiegende Teil des Plangebiets derzeit landwirtschaftlich genutzt. Eine 
Nutzung als öffentliche Grünfläche mit den Zweckbestimmungen Sport- und Spielplatz, so wie es der 
Flächennutzungsplan seit 1978 vorsieht, wird nicht mehr umgesetzt und die Darstellung ist daher obsolet. 
Ferner wird bereits jetzt ein Teil der öffentlichen Grünfläche baulich genutzt. Auch diese Nutzung wird mit in 
den Änderungsentwurf übernommen. 
Zum anderen schafft die 109. Änderung des Flächennutzungsplans die planungsrechtlichen Grundlagen 
zum Bau eines Feuerwehrgerätehauses für die Ortsteile Berge und Visbeck. Diese soll im nördlichen Bereich 
des Plangebietes entlang der L840 entstehen. 
Planinhalt ist im Wesentlichen: 

 Darstellung einer Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Feuerwehr 
 Darstellung einer Fläche für die Landwirtschaft 
 Darstellung einer Wohnbaufläche 

 
Damit sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung unterrichten kann und um der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, wird der Entwurf der 109. Änderung des Flächennutzungsplans im Bereich „Bergerhütte“ mit der 
zugehörigen Begründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit von 

Donnerstag, dem 31.07.2025 bis 
Montag, dem 01.09.2025 einschließlich 

 
im Internet veröffentlicht. 
 
Die veröffentlichten Unterlagen sind im Internetangebot der Kreis- und Hochschulstadt Meschede unter 
folgender Adresse abrufbar: www.meschede.de/bauleitplanverfahren/laufende-verfahren 
 
Die Unterlagen sind auch über das zentrale Beteiligungsportal des Landes NRW zugänglich: 
www.beteiligung.nrw.de/portal/meschede/startseite 
 
Zusätzlich zu der Veröffentlichung im Internet werden die Unterlagen beim Bürgermeister der Kreis- und 
Hochschulstadt Meschede, Fachbereich Planung und Bauordnung, Technisches Rathaus, Sophienweg 3, 
59872 Meschede (Erdgeschoss) öffentlich ausgelegt und können in den Dienststunden 
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montags, dienstags und freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
donnerstags von 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr 

von jedermann eingesehen werden. 
Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen abgeben werden. Stellungnahmen 
sollen elektronisch an beteiligung@meschede.de übermittelt werden, können bei Bedarf aber auch auf 
anderem Weg abgegeben werden (z.B. Postweg, mündlich zur Niederschrift). Nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.  
 
Gem. § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass folgende umweltbezogenen Informationen 
zur 109. Änderung des Flächennutzungsplans verfügbar sind: 
 

Fachbeitrag Primäres Schutzgut Inhalt 
Begründung  Belange des Natur-, Umwelt- 

und Landschaftsschutzes. 
Allgemeine und zusammenfassende 
Beschreibung der umweltrelevanten 
Belange aus dem Umweltbericht 
und dem artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag. 

Umweltbericht  
(Mestermann 
Landschaftsplanung; Stand Feb 
2025) 

Verschiedene Belange des 
Umweltschutzes. z.B.: 
- Landschafts- und 

Naturschutz 
- Biol. Vielfalt. 
- Schutzgüter: Mensch, 

Tiere, Pflanzen, Fläche, 
Boden, Wasser, Klima 
und Luft, Landschaft 

- Wechselwirkungen 

Erläuterung der möglichen 
Auswirkungen auf die bislang 
ermittelten und bewerteten 
Umweltbelange unter 
Berücksichtigung einer Nullvariante 
und alternativen 
Planungsmöglichkeiten. 
Naturschutzfachliche 
Eingriffsregelung. Geplante 
Kompensationsregelungen. 

Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag (ASP I) 
(Mestermann 
Landschaftsplanung; Stand Feb 
2025) 

Populationen und einzelne 
Individuen der Flora und 
Fauna im Plangebiet. 

Darstellung, ob und - wenn ja - 
welche artenschutzrechtlichen 
Konflikte im Zusammenhang mit der 
Realisierung des Vorhabens 
entstehen können und ob das 
Vorhaben aus 
artenschutzrechtlicher Sicht als 
zulässig einzustufen ist. Als 
Grundlage der Bewertung des 
Vorhabens wurden Erfassungen der 
für das Vorhaben relevanten 
Artengruppen durchgeführt. 
 
Prüfung über die Vereinbarkeit der 
Planung mit den 
artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbeständen (Tötungs-, 
Zerstörungs-, Störungsverbot) und 
möglicher Ausnahmen nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG 
 
Ergebnis: Die 109. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Kreis- 
und Hochschulstadt löst keine 
Verbotstatbestände gemäß § 44 
Abs. 1 BNatSchG aus. 
 

Immissionsprognose  Mensch  Untersuchung der lärmtechnischen 
Situation auf Grundlage einer 
Immissionsschutzprognose und falls 
erforderlich Schallschutz-
Maßnahmen vorschlagen. 
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Ergebnis:  Auf Grundlage der 
Untersuchung ist festzustellen, dass 
die Grenzwerte unter 
Berücksichtigung der 
Schallschutzmaßnahmen im 
Einsatzfall am Tag eingehalten 
werden. In der Nacht gibt es eine 
Überschreitung der Grenzwerte am 
Erikaweg 2 und an der Visbecker 
Straße 64. Diese Überschreitung 
resultiert aus den Fahrvorgängen 
und dem damit verbundenen 
Maximalpegel des Türenschlagens. 
Hier wird aufgrund der 
Einsatzstatistik auf die Richtwerte 
der seltenen Ereignisse 
zurückgegriffen. In dem Fall sind die 
Richtwerte eingehalten. 
 

 
Folgende wesentliche Stellungnahmen mit Umweltbezug von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange (TöB) aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit vom 06.01.2025 bis 06.02.2025 liegen 
vor: 

Stellungnahmen Primäres Schutzgut Inhalt 
Landwirtschaftskammer vom 
24.01.2025 

Boden  Verlust von landwirtschaftlicher 
Fläche 

 Zuwegung zur 
landwirtschaftlichen Fläche wird 
verbaut 

 Für anfallende 
Kompensationsmaßnahmen sind 
keine landwirtschaftlichen 
Flächen in Anspruch zu nehmen 

 
Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025  
FD 38 Rettungsdienst/Feuer- 
und Katastrophenschutz 

Mensch   Löschwassermenge von 800 
l/min für die Dauer von 2 Std. 
muss zur Verfügung stehen 

 Muss in einem Radius von 300 m 
zur Verfügung stehen 
 

Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025  
FD 42 Immissionsschutz 

Mensch  Es ist zu empfehlen, den neuen 
Gebäudekörper so anzuordnen 
und auszurichten, dass er 
gleichzeitig eine schalltechnische 
Abschirmung zu benachbarten 
Wohngebäuden darstellt. 

 
Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025  
FD 45 Wasserwirtschaft 

Mensch / Boden  Betroffenheit durch Starkregen 

Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025  
FD 46 Abfallwirtschaft und 
Bodenschutz 

Boden  In dem gesamten Plangebiet liegt 
ein tiefgründiger Sand-
/Schuttboden vor, der hohes 
Biotopentwicklungspotential hat 
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Gemäß § 3 Abs. 3 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 
Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetztes gemäß § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen 
Einwendungen zur 109. Flächennutzungsplanänderung ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der 
Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können.  
 
Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Meschede, den 28.07.2025 
Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
Der Bürgermeister 
 
 
Christoph Weber 
_______________________________________________________________________________ 
 

Hinweisbekanntmachung 
über die öffentliche Bekanntmachung der 1. Änderung vom 25.06.2025 der Öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung zwischen der Gemeinde Bestwig und der Kreis- und Hochschulstadt Meschede über 
die Fortführung und Unterhaltung der Touristischen Arbeitsgemeinschaft „Rund um den Hennesee“ 
vom 15.08.2013 im Amtsblatt Nr. 20 für den Hochsauerlandkreis, erschienen am 24.07.2025 

 
Die 1. Änderung vom 25.06.2025 der Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Gemeinde Bestwig 
und der Kreis- und Hochschulstadt Meschede über die Fortführung und Unterhaltung der Touristischen 
Arbeitsgemeinschaft „Rund um den Hennesee“ vom 15.08.2013 ist im Amtsblatt Nr. 20 für den 
Hochsauerlandkreis, erschienen am 24.07.2025, öffentlich bekannt gemacht worden. 
Hierauf weise ich gemäß § 24 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) hin. 
 
Meschede, 28.07.2025 
Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
Der Bürgermeister 
 
 
Christoph Weber 
_____________________________________________________________________________________ 

 
Bekanntmachung 

gemäß § 56 Absatz 5 Kommunalwahlordnung 
 
Anlässlich der Kommunalwahl am 14. September 2025 und der eventuellen Stichwahl  
der Landrätin / des Landrates und / oder der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters am 28. September 2025 
weise ich auf Folgendes hin: 
Die unentgeltliche Einlieferung der von der Kreis- und Hochschulstadt Meschede ausgestellten amtlichen 
Wahlbriefumschläge ist ausschließlich bei der Deutschen Post AG  
möglich. 
Voraussetzung ist, dass es sich um keine besondere Versendungsform handelt und die Einlieferung 
innerhalb des Bundesgebietes erfolgt. 
 
Meschede, 28. Juli 2025 
 
Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
Der Bürgermeister 
 
 
Christoph Weber 
_____________________________________________________________________________________ 

Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 
31.01.2025 
FD 47 Untere 
Naturschutzbehörde/ Jagd  

Natur und Landschaft  Verbindliche Festsetzung von 
heimischen standortgerechten 
Laubhölzern 

 Bemaßung des Pflanzstreifens in 
der Planzeichnung 
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Bekanntmachung 
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis  

und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen 

am 14. September 2025 
 
1. Das Wählerverzeichnis zu den Kommunalwahlen für die Kreis- und Hochschulstadt Meschede  

wird in der Zeit vom 
 

25. August 2025 bis 29. August 2025 (20. – 16. Tag vor der Wahl) 
 

   während der allgemeinen Öffnungszeiten  
 
   Montag und Dienstag  von 8.00 Uhr - 16.00 Uhr,  
   Mittwoch    von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr,  
   Donnerstag    von 8.00 Uhr - 17.00 Uhr und  
   Freitag    von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr 
  

im Rathaus der Kreis- und Hochschulstadt Meschede, Erdgeschoß, Zimmer 007,  
Franz-Stahlmecke-Platz 2, 59872 Meschede 

 
für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Der Ort der Einsichtnahme ist barrierefrei.  
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, 
hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit  
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 
Bundesmeldegesetz (BMG) eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich.  
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.   

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der oben-  
genannten Einsichtszeit, spätestens am 29. August 2025 bis 12.00 Uhr, beim  
Bürgermeister der Kreis- und Hochschulstadt Meschede, Rathaus, Franz-Stahlmecke-     

     Platz 2, Zimmer 007, Einspruch einlegen.   
     
     Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
     Soweit die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, sind die erforderlichen Beweis-    
     mittel beizubringen oder anzugeben. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum   
   24. August 2025 eine Wahlbenachrichtigung.  
   Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss  
   Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein   
   Wahlrecht nicht ausüben kann.  
   Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die    
   bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine  
   Wahlbenachrichtigung.  
 
4. Wer einen Wahlschein für die Kommunalwahl hat, kann an der Wahl in seinem Wahl- 

bezirk durch Stimmabgabe im Wahlbezirk oder durch Briefwahl teilnehmen.  
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,  
 

 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter 
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Einspruchsfrist gegen das   
          Wählerverzeichnis (bis zum 29. August 2025) versäumt hat,  
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b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl sich erst nach Ablauf der Antragsfrist oder 
der Einspruchsfrist entstanden ist,  

 
     c)  wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst  
          nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Kreis- und Hochschulstadt  
          Meschede gelangt ist. 
 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum  
12. September 2025, 15.00 Uhr, im Wahlamt der Kreis- und Hochschulstadt Meschede   
beantragt werden. 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt 
werden. 
 
Wahlscheine können mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt werden. Die Schriftform gilt auch 
durch Telefax oder E-Mail als gewahrt. Ein telefonischer Antrag ist unzulässig. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann 
ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter Punkt 5 genannten 
Buchstaben a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum 
Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte  
  

-   einen amtlichen Stimmzettel für  
 
die Wahl des Stadtrates:      hellblau, 
die Wahl der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters:  weiß 
die Wahl des Landrates in der Farbe:    goldgelb,  
die Wahl des Kreistages in der Farbe:    rosa 
 

-   einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
-   einen amtlichen roten Wahlbriefumschlag, auf dem die Anschrift, an die der Wahlbrief  
    zurückzusenden ist, aufgedruckt ist. 
-   ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme durch schriftliche Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte 
Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Kreis- und Hochschulstadt Meschede vor 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person 
auszuweisen.  
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit den Stimmzetteln und dem Wahlschein so  
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am  
Wahltag bis 16.00 Uhr eingeht.  
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform  
ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem  
Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden.  
 
Meschede, den 28. Juli 2025 
 
Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
Der Bürgermeister 
 
 
Christoph Weber 
_____________________________________________________________________________________ 
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Bekanntmachung 
für von der Meldepflicht befreite wahlberechtigte Unionsbürger/innen zur Eintragung in das 

Wählerverzeichnis für die Kommunalwahlen am 14. September 2025 (Unterrichtung gemäß § 12 
Abs. 7 Kommunalwahlordnung (KWahlO)) 

 
Am 14. September 2025 finden die Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen statt. An der Wahl kann nur 
teilnehmen, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist. 
 
Staatsangehörige der übrigen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger), die bei der 
Meldebehörde am 16. Tag vor der Wahl (Stichtag: 29. August 2025) für eine Wohnung, bei mehreren 
Wohnungen für die Hauptwohnung gemeldet sind, werden bei Vorliegen der wahlrechtlichen 
Voraussetzungen von Amts wegen in das Wählerverzeichnis eingetragen. Sie erhalten eine 
Wahlbenachrichtigung und können ohne Erfüllung weiterer Formalitäten an der Wahl teilnehmen. 
 
Wahlberechtigte Unionsbürger, die wegen Befreiung von der Meldepflicht nicht bei der Meldebehörde 
gemeldet sind (gemäß § 26 Bundesmeldegesetz BMG z.B. Mitglieder einer ausländischen diplomatischen 
Mission oder konsularischen Vertretung oder Angehörige einer in der Bundesrepublik Deutschland 
stationierten ausländischen NATO-Streitkraft einschließlich der im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Familienangehörigen), werden nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen. 
 
Dafür ist Voraussetzung, dass sie gemäß §§ 7 und 8 des Kommunalwahlgesetzes (KWahlG) am Wahltag 
 

1. das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
2. seit mindestens 16 Tagen vor der Wahl ununterbrochen in der Gemeinde, bei Kreiswahlen im 

Kreis, eine Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung innehaben (Stichtag: 29. 
August 2025), 

3. in der Bundesrepublik Deutschland nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 
 
Der Antrag muss Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift sowie 
Staatsangehörigkeit enthalten und persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Durch Abgabe einer 
Versicherung an Eides statt ist eine Erklärung 
 

1. über sein / ihre Staatsangehörigkeit, 
2. über seine / ihre Anschrift in der Gemeinde, 
3. dass er / sie am Wahltag seit mindestens dem 29. August 2025 (= 16. Tag vor der Wahl) im 

Wahlgebiet ununterbrochen eine Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung 
innehaben wird. 
 

Der Bürgermeister kann die Vorlage eines gültigen Identitätsausweises und eines Nachweises über die 
Wohnung und den Zeitpunkt des Innehabens der Wohnung verlangen. Eine behinderte wahlberechtigte 
Person kann sich der Hilfe einer anderen Person bedienen.  
Der Antrag muss bis zum 29. August 2025 (= 16. Tag vor der Wahl) beim Bürgermeister der Kreis- und 
Hochschulstadt Meschede, Franz-Stahlmecke-Platz 2, 59872 Meschede gestellt werden. 
Einem später eingehenden Antrag kann nicht mehr entsprochen werden. 
Antragsformulare erhalten Sei beim Wahlamt der Kreis- und Hochschulstadt Meschede, Franz-
Stahlmecke-Platz 2, 59872 Meschede. 
 
Meschede, den 28. Juli 2025 
 
Kreis – und Hochschulstadt Meschede 
Der Bürgermeister 
 
 
Christoph Weber    
_____________________________________________________________________________________ 
 

Wahlbekanntmachung 
 
1.    Am 14. September 2025 finden in Nordrhein-Westfalen die  

 
Kommunalwahlen 

statt.  
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Die Wahl der Landrätin / des Landrats und der Vertretung des Hochsauerlandkreises (Kreistag) 
sowie der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters und der Vertretung der Kreis- und Hochschulstadt 
Meschede (Stadtrat) werden gemeinsam durchgeführt. 

 
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 

 
2.  Die Kreis- und Hochschulstadt Meschede ist in 20 Stimmbezirke eingeteilt. 
 
 Stimmbezirk Bezeichnung   Wahlraum 
  

010  Technisches Rathaus  Sophienweg 3, Meschede 
020  Mariengrundschule    von-Westphalen-Straße 5, Meschede 
030  Straßen NRW Meschede  Lanfertsweg 2, Meschede 
040  FH Südwestfalen-Abt. Meschede Lindenstraße 53, Meschede 
050  Seniorenzentrum Blickpunkt   Blickwinkel Nördeltstr.35a, Meschede 
060  Rathaus – Bürgerbüro  Franz-Stahlmecke-Platz 2, Meschede 
070  Regenbogenschule   Am Rautenschemm 20, Meschede 
080  St. Raphael Kindergarten  Feldstraße 26, Meschede 
090  Gymnasium Meschede  Schederweg 65, Meschede 
100  Grundschule Eversberg  Johannisstraße 4, Meschede OT Eversberg 
110  Grundschule Wehrstapel  Wehrstapeler Straße 29, Meschede OT Wehrstapel 
120  Grundschule Remblinghausen  Ruegenbergstraße 8, Meschede OT Remblinghausen 
130  Grundschule Wennemen  Dorfstraße 40, Meschede OT Wennemen 
140  Feuerwehrgerätehaus Calle  Zum Hunstein 1, Meschede OT Calle 
150  Grundschule Berge   Herstweg 3, Meschede OT Berge 
161  Feuerwehrgerätehaus Grevenstein Arpestraße 4, Meschede OT Grevenstein 
162  Feuerwehrgerätehaus Olpe  Rietbüsche 9, Meschede OT Olpe 
170  Kreuzkapelle Freienohl, Gemeinderaum Küppelweg 17, Meschede OT Freienohl 
180  Grundschule Freienohl  Pestalozzistraße 3, Meschede OT Freienohl 
190  Bürgerbüro Freienohl  Hauptstraße 38-40, Meschede OT Freienohl  
  
Auf die Kreiswahlbezirke entfallen folgende Stadtwahlbezirke 
 
Kreiswahlbezirk    Stadt-Wahlbezirk Stimmbezirksnummer 
11   13  130 
11   14  140 
11   15  150 
11   16  160 
11   17  170 
11   18  180 
11   19  190 
12   1  010 
12   2  020 
12   3  030 
12   4  040 
12   5  050 
12   6  060 
13   7  070 
13   8  080 
13   9  090 
13   10  100 
13   11  110 
13   12  120 
 

3. In den Wahlbenachrichtigungen, die den in das Wählerverzeichnis eingetragenen 
Wahlberechtigten bis zum 24. August 2025 übersandt werden, sind der Wahlbezirk/Stimmbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. Barrierefrei zugängliche 
Wahlräume sind mit dem Hinweis „barrierefrei“ gekennzeichnet. 
 
Die Briefwahlvorstände treten am 14. September 2025 um 15.00 Uhr im Rathaus, Franz-
Stahlmecke-Platz 2, im Technischen Rathaus, Sophienweg 3 und im Feuerwehrgerätehaus 
Meschede, Fritz-Honsel-Straße 16, 59872 Meschede, zusammen. 

 
4. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen 

Wählerverzeichnis er eingetragen ist. Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren 
Personalausweis – Unionsbürger einen gültigen Identitätsausweis - oder Reisepass zur Wahl 
mitzubringen. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Die Wähler erhalten bei Betreten des Wahlraumes jeweils 
einen amtlichen Stimmzettel für die Wahlen ausgehändigt, zu denen sie wahlberechtigt sind. Der 
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Wähler gibt seine Stimme in der Weise ab, dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch ein 
in ein Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem 
Wahlvorschlag sie gelten soll. 
 
Der Wähler hat für die Landrats- und Kreistagswahl sowie die Bürgermeister und die Stadtratswahl 
jeweils eine Stimme. 
 
Auf den jeweiligen Stimmzetteln kann nur ein Bewerber 
a) für das Amt der Landrätin / des Landrats 
b) für den Kreistag, 
c) für das Amts der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters 
d) für den Stadtrat 
 
gekennzeichnet werden.  
 
Die Stimmzettelfarben unterscheiden sich wie folgt: 
 
a) für die Landratswahl:  Goldgelb mit schwarzem Aufdruck 
b) für die Kreistagswahl: Rosa mit schwarzem Aufdruck  
c) für die Bürgermeisterwahl: Weiß mit schwarzem Aufdruck 
d) für die Stadtratswahl: Hellblau mit schwarzem Aufdruck 
 
Die Stimmzettel müssen von den Wählern in der Wahlkabine des Wahlraums oder in einem  
besonderen Nebenraum gekennzeichnet und einzeln so gefaltet werden, dass die Stimmabgaben 
nicht erkennbar sind. 

 
5. Wähler, die des Lesens unkundig oder aufgrund einer Behinderung an der Abgabe der Stimme 

gehindert sind, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wähler selbst getroffenen und 
geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher 
Einflussnahme erfolgt, die die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wählers 
ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenskonflikt der Hilfsperson besteht, ist unzulässig. 
  

6. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und 
Feststellung des Wahlergebnisses im Stimmbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
7.  Wähler, die für die Kommunalwahlen einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlbezirk, 

für den der Wahlschein ausgestellt ist,  
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlbezirkes oder 
b) durch Briefwahl 
teilnehmen.  

 
Wer bei der Kommunalwahl durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Kreis- und 
Hochschulstadt Meschede die folgenden Unterlagen beschaffen: 
 

 einen amtlichen weißen Wahlschein. 
 einen amtlichen goldgelben Stimmzettel für die Landratswahl, 
 einen amtlichen rosa Stimmzettel für die Kreistagswahl, 
 einen amtlichen weißen Stimmzettel für die Bürgermeisterwahl, 
 einen amtlichen hellblauen Stimmzettel für die Stadtratswahl, 
 einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag und 
 einen amtlichen roten Wahlbriefumschlag, auf dem die Anschrift, an die der Wahlbrief 

zurückzusenden ist, aufgedruckt ist. 
 

Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich die Stimmzettel, legt sie in den amtlichen weißen 
Stimmzettelumschlag und verschließt diesen, unterzeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte 
Versicherung an Eides statt zur Briefwahl mit Angabe des Datums, steckt den verschlossenen 
amtlichen Stimmzettelumschlag und den unterschriebenen Wahlschein in den amtlichen roten 
Wahlbriefumschlag, verschließt den Wahlbriefumschlag und übersendet diesen so rechtzeitig an die 
auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Stelle, dass er dort spätestens am Wahltag bis 15.00 Uhr 
eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der Kreis- und Hochschulstadt Meschede, Rathaus, Franz-
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Stahlmecke-Platz 2, (nicht aber in der Verwaltungsnebenstelle Freienohl oder anderen 
Verwaltungsgebäuden der Kreis- und Hochschulstadt Meschede bzw. den einzelnen Wahlräumen) 
abgegeben werden. 

 
8. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben.  
 

Wer unbefugt wählt, sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt, das Ergebnis verfälscht 
oder wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung oder ohne eine 
geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Auch der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des 
Strafgesetzbuches). 
 

9. Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der Wahlraum befindet, sowie in 
einem Bereich mit einem Abstand von weniger als 20 Metern von dem Gebäudeeingang jede 
Beeinflussung der Wähler durch Ton, Schrift oder Bild, sowie jede Unterschriften Sammlung 
verboten.  
Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe über den 
Inhalt der Wahlentscheidungen ist vor Ablauf der Wahlzeit um 18.00 Uhr unzulässig. 

 
Meschede, den 28.07.2025 

 
Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
Der Bürgermeister 
 
 
Christoph Weber 

_____________________________________________________________________________________ 
 
HOCHSAUERLANDENERGIE 

 
Bekanntmachung 

über die Feststellung des Jahresabschlusses und dessen Ergebnisverwendung für das 
Geschäftsjahr 2024 der HochsauerlandEnergie GmbH. 

 
In der Gesellschafterversammlung der HochsauerlandEnergie GmbH am Freitag, den 11. Juli 2025, wurde 
auf Empfehlung des Aufsichtsrats der geprüfte Jahresabschluss 2024 festgestellt und dem geprüften 
Lagebericht 2024 zugestimmt. Sowohl dem Aufsichtsrat als auch den Geschäftsführern wurde Entlastung 
erteilt. Es wurde beschlossen, aus dem Bilanzgewinn 2024 (5.648.704,89 €) eine Ausschüttung in Höhe von 
1.660.000,00 € am 04. August 2025 an die Gesellschafter zu tätigen und den verbleibenden Rest auf neue 
Rechnung vorzutragen. 
 

Bekanntmachung 
 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die HochsauerlandEnergie GmbH, Meschede 
 
Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der HochsauerlandEnergie GmbH, Meschede, – bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der HochsauerlandEnergie 
GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 

o entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
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Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 und  
 

o vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.  
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen 
der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maß- nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können. 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft 
zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
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zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
 

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen und Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen 
resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen 
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

o erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollen 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und 
Maßnahmen abzugeben. 
 

o beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
 

o ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehö- rigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 
 

o beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein- schließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 
 

o beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 
 

o führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu- kunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um- fang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 
 
Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die 
Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen sind, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. Darüber hinaus haben wir den Tätigkeitsabschluss für die Tätigkeiten 
Gas- und Stromverteilung – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024, der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 einschließlich der 
Angaben zu den Regeln, nach denen die Gegen- stände des Aktiv- und Passivvermögens sowie die 
Aufwendungen und Erträge den gemäß § 6b Abs. 3 Satz 1 bis 4 EnWG geführten Konten zugeordnet worden 
sind sowie aus dem Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2024 – geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung 
 

o wurden die Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b 
Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen sind, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2024 in allen wesentlichen Belangen erfüllt und 
 

o entspricht der beigefügte Tätigkeitsabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften des § 6b Abs. 
3 EnWG. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung 
nach § 6b Abs. 3 EnWG“ sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ weitergehend beschrieben. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile hierzu zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG sowie 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er zur Einhaltung dieser Pflichten als notwendig 
erachtet hat. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die Pflichten zur Rechnungslegung 
nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen erfüllt wurden sowie einen Vermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zur Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG 
beinhaltet. Die Prüfung umfasst die Beurteilung, ob die Wertansätze und die Zuordnung der Konten nach § 
6b Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet 
wurde. 
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Bielefeld, den 24. Juni 2025 
 
 

DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 

 

 
                                                                          Cebulla                                          Heidbrink  
                                                                          Wirtschaftsprüfer                           Wirtschaftsprüfer 

 
 
 
 
 

 
 
 

Bekanntmachung 
 

über die Auslegung des Jahresabschlusses 2024 und des Lageberichts 2024 der 
HochsauerlandEnergie GmbH 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in der Zeit vom 25. August 2025 bis zum 31. Oktober 2025 
im Verwaltungsgebäude der Hochsauerlandwasser GmbH, Auf´m Brinke 11 in 59872 Meschede öffentlich 
aus. Ansprechpartner ist Herr Uwe Lingenauber. 
_______________________________________________________________________________________________ 
 
HOCHSAUERLAND NETZE 
 

Bekanntmachung 
über die Feststellung des Jahresabschlusses und dessen Ergebnisverwendung für das 

Geschäftsjahr 2024 der Hochsauerland Netze GmbH & Co. KG. 
 
In der Gesellschafterversammlung der Hochsauerland Netze GmbH & Co. KG am Freitag, den 11. Juli 2025, 
wurde der geprüfte Jahresabschluss 2024 festgestellt und dem geprüften freiwilligen Lagebericht 2024 
zugestimmt. Der Geschäftsführung wurde Entlastung erteilt. 
 

Bekanntmachung 
 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die Hochsauerland Netze GmbH & Co. KG, Meschede 
 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Hochsauerland Netze GmbH & Co. KG, Meschede, – bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Hochsauerland Netze 
GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

o entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Personengesellschaften im Sinne des § 264a HGB geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 
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2024 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 und 
 

o vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
zu dienen. 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der Gesellschafterversammlung für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Personenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264a HGB geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maß- nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können. 
 
Die Gesellschafterversammlung ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.  
 
Darüber hinaus 
 

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahr-esabschluss und im 
Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen und Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prü-fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen 
resultierende we- sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da do- lose Handlungen 
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

o erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollen 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und 
Maßnahmen abzugeben. 
 

o beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
 

o ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 
 

o beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein- schließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 
 

o beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset- zesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

o führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um- fang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen 
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Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 
 
Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 
Abs. 4 Satz 2 MsbG 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2024 eingehalten hat. Darüber hinaus haben wir die Tätigkeitsabschlüsse für die Tätigkeiten Elektrizitäts- 
und Gasverteilung sowie intelligente Messsysteme und moderne Messeinrichtungen nach § 6b Abs. 3 Satz 
1 EnWG sowie § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG – bestehend jeweils aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2024 sowie 
die als Anlage beigefügten Angaben zu den Rechnungslegungsmethoden für die Aufstellung der 
Tätigkeitsabschlüsse – geprüft. 
 

o Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG zur Führung getrennter Konten in allen wesentlichen Belangen eingehalten. 
 

o Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entsprechen die 
beigefügten Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen Belangen den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 
3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Führung getrennter Konten und der 
Tätigkeitsabschlüsse in Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung des IDW Prü- 
fungsstandards: Prüfung nach § 6b Energiewirtschaftsgesetz (IDW PS 610 n.F.) durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG“ weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in 
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 
der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 
EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 
5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten. Die gesetzlichen Vertreter sind auch 
verantwortlich für die Aufstellung der Tätigkeitsabschlüsse nach den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 
3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG. 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Pflichten zur Führung getrennter Konten einzuhalten. 
 
Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Tätigkeitsabschlüsse entspricht der im Abschnitt 
„Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der Gesellschafterversammlung für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht“ hinsichtlich des Jahresabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der Ausnahme, dass 
der jeweilige Tätigkeitsabschluss kein unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- , Finanz- und 
Ertragslage der Tätigkeit zu vermitteln braucht. 
Die Gesellschafterversammlung ist verantwortlich für die Überwachung der Einhaltung der 
Rechnungslegungspflichten der Gesellschaft nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG. 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungs- pflichten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, 
 

o ob die gesetzlichen Vertreter ihre Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
zur Führung getrennter Konten in allen wesentlichen Belangen ein- gehalten haben und 
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o ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen Belangen den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 

Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG entsprechen. 
 
Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in den Bestätigungsvermerk aufzunehmen, der unsere 
Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG beinhaltet. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
zur Führung getrennter Konten umfasst die Beurteilung, ob die Zuordnung der Konten zu den Tätigkeiten 
nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 4 EnWG sowie nach § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG sachgerecht und nachvollziehbar 
erfolgt ist und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde. 
Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tätigkeitsabschlüsse entspricht der im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
hinsichtlich des Jahresabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der Ausnahme, dass wir für den 
jeweiligen Tätigkeitsabschluss keine Beurteilung der sachgerechten Gesamtdarstellung vornehmen können. 
 
Bielefeld, den 2. Juni 2025 
 
 

DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 

 

 
                                                                          Cebulla                                          Heidbrink  
                                                                          Wirtschaftsprüfer                           Wirtschaftsprüfer 

 
 
 
 
 

 
 
 

Bekanntmachung 
über die Auslegung des Jahresabschlusses 2024 und des Lageberichts 2024 der Hochsauerland 

Netze GmbH & Co. KG 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in der Zeit vom 25. August 2025 bis zum 31. Oktober 2025 
im Verwaltungsgebäude der Hochsauerlandwasser GmbH, Auf´m Brinke 11 in 59872 Meschede öffentlich 
aus. Ansprechpartner ist Herr Uwe Lingenauber. 
_____________________________________________________________________________________ 
 
 
HOCHSAUERLAND NETZE VERWALTUNG 

 
Bekanntmachung 

über die Feststellung des Jahresabschlusses und dessen Ergebnisverwendung für das 
Geschäftsjahr 2024 der Hochsauerland Netze Verwaltung GmbH. 

 
In der Gesellschafterversammlung der Hochsauerland Netze Verwaltung GmbH am Freitag, den 11. Juli 
2025, wurde der geprüfte Jahresabschluss 2024 festgestellt und dem geprüften freiwilligen Lagebericht 2024 
zugestimmt. Die Gesellschafterversammlung hat beschlossen, den Jahresüberschuss des Geschäftsjahres 
2024 in Höhe von 754,77 EUR auf neue Rechnung vorzutragen. Der Geschäftsführung wurde Entlastung 
erteilt. 
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Bekanntmachung 
 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die Hochsauerland Netze Verwaltung GmbH, Meschede 
 
Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Hochsauerland Netze Verwaltung GmbH, Meschede, – bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Hochsauerland Netze 
Verwaltung GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

o entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 und 

o vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
zu dienen. 
Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und der Gesellschafterversammlung für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die er in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der 
Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat er die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
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Außerdem ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar- stellt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können. 
Die Gesellschafterversammlung ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren 
und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.  
 
Darüber hinaus 
 

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah- resabschluss und 
im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen und Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen 
resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da do- lose Handlungen 
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

o erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollen 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und 
Maßnahmen abzugeben. 
 

o beurteilen wir die Angemessenheit der von dem gesetzlichen Vertreter angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von dem gesetzlichen Vertreter dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
 

o ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von dem gesetzlichen Vertreter angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 
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o beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein- schließlich der Angaben 

sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 
 

o beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset- zesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 
 

o führen wir Prüfungshandlungen zu den von dem gesetzlichen Vertreter dargestellten zu- kunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei 
insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von dem gesetzlichen Vertreter zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um- fang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Bielefeld, den 2. Juni 2025 
 
 

DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 

 

 
                                                                          Cebulla                                          Heidbrink  
                                                                          Wirtschaftsprüfer                           Wirtschaftsprüfer 

 
 
 
 
 

 
 

 
Bekanntmachung 

über die Auslegung des Jahresabschlusses 2024 und des Lageberichts 2024 der Hochsauerland 
Netze Verwaltung GmbH 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in der Zeit vom 25. August 2025 bis zum 31. Oktober 
2025 im Verwaltungsgebäude der Hochsauerlandwasser GmbH, Auf´m Brinke 11 in 59872 Meschede 
öffentlich aus. Ansprechpartner ist Herr Uwe Lingenauber 
_____________________________________________________________________________________ 
 
HOCHSAUERLAND ERNEUERBARE ENERGIEN VERWALTUNG 

 
Bekanntmachung 

über die Feststellung des Jahresabschlusses und dessen Ergebnisverwendung für das 
Geschäftsjahr 2024 der Hochsauerland Erneuerbare Energien Verwaltung GmbH. 

 
In der Gesellschafterversammlung der Hochsauerland Erneuerbare Energien Verwaltung GmbH am Montag, 
den 30. Juni 2025, wurde der geprüfte Jahresabschluss 2024 festgestellt und dem geprüften freiwilligen 
Lagebericht 2024 zugestimmt. Die Gesellschafterversammlung hat beschlossen, den Jahresfehlbetrag des 
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Geschäftsjahres 2024 in Höhe von 1.603,03 EUR auf neue Rechnung vorzutragen. Der Geschäftsführung 
wurde Entlastung erteilt. 
 

Bekanntmachung 
 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die Hochsauerland Erneuerbare Energien Verwaltung GmbH, Meschede 
 
Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Hochsauerland Erneuerbare Energien Verwaltung GmbH, Meschede, 
– bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Hochsauerland Erneuerbare Energien Verwaltung GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2024 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

o entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 und 
 

o vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der Gesellschafterversammlung für den Jahres- 
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen 
der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maß- nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können. 
 
Die Gesellschafterversammlung ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
 

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen und Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen 
resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen 
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

o erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollen 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und 
Maßnahmen abzugeben. 
 

o beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
 

o ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
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Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 
 

o beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein- schließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. 
 

o beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Geset- zesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 
 

o führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu- kunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen. 
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Bielefeld, den 6. Juni 2025 
 
 

DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 

 

 
                                                                          Cebulla                                          Heidbrink  
                                                                          Wirtschaftsprüfer                           Wirtschaftsprüfer 

 
 
 
 
 

 
 

 
Bekanntmachung 

über die Auslegung des Jahresabschlusses 2024 und des Lageberichts 2024 der Hochsauerland 
Erneuerbare Energien Verwaltung GmbH 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in der Zeit vom 25. August 2025 bis zum 31. Oktober 
2025 im Verwaltungsgebäude der Hochsauerlandwasser GmbH, Auf´m Brinke 11 in 59872 Meschede 
öffentlich aus. Ansprechpartner ist Herr Uwe Lingenauber. 
_____________________________________________________________________________________ 
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